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Anfrage 1: Wie ist der Hochwasserschutz an der Wümme zu bewerten? 
Anfrage der Abgeordneten Derik Eicke, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat nach dem Winter 2025/2026 die Hochwassersicherheit der 
Wümme – insbesondere in Oberneuland, Borgfeld und Timmersloh? 
 
2. Sind die beim Hochwasser 2023/2024 identifizierten Gefahrenpunkte inzwischen 
beseitigt beziehungsweise gesichert, und wo sieht der Senat weiterhin Handlungsbedarf? 
 
3. Bis wann wird das aktuelle hydraulische Gutachten zur Wümme und ihrem Einzugsgebiet 
fertiggestellt und der städtischen Deputation für Umwelt, Klima und Landwirtschaft 
vorgelegt? 
 
Zu Frage 1: 
Der Hochwasserschutz entlang der Wümme ist unverändert gegeben. 
Im Winter 2025/2026 gab es kein größeres Hochwasserereignis an der Wümme. 
 
Zu Frage 2: 
Nach dem Hochwasser im Winter 2023/2024 haben die Senatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft und alle zu beteiligenden Akteure intensiv an der Identifizierung und 
Beseitigung der Gefahrenpunkte gearbeitet. Prioritär wurden durch den Deichverband am 
rechten Weserufer umfängliche Unterhaltungsmaßnahmen zur kurzfristigen Ertüchtigung 
des Hochwasserschutzes durchgeführt. Ferner wurde bei der Warf Butendiek ein 
Deichverteidigungsweg hergestellt bzw. ertüchtigt. 
Bereits ab 2024 wurden, in Kooperation mit dem Niedersächsischen Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz, hydraulische Berechnungen durchgeführt, um 
das Hochwasserereignis modellhaft abzubilden und potenzielle Schutzmaßnahmen zu 
ermitteln. Im Zuge der Erstellung des Generalplans Hochwasserschutz Binnen werden 
diese weiter untersucht und geplant. 
 
Zu Frage 3: 
Die hydraulische Modellierung der Wümme ist fertiggestellt und der Bericht befindet sich 
aktuell in Abstimmung zwischen SUKW und dem NLWKN. Zeitnah ist hierzu eine 
Senatsbefassung zur „Fortführung der Maßnahmen zum Hochwasserschutz Binnen“ 
geplant. Anschließend erfolgt eine Vorstellung in der städtischen Deputation für Umwelt, 
Klima und Landwirtschaft, mit der auch die Veröffentlichung des Berichts einhergeht. 
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Anfrage 2: Evaluation des Handyverbots 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie ist der aktuelle Stand der Umsetzung des Handyverbots an Bremer Schulen, und 
welche konkreten Ergebnisse liegen seit Beginn des Schuljahres 2025/2026 vor? 
 
2. Wie beurteilt der Senat die Wirksamkeit des Handyverbots hinsichtlich Lernklima und 
Konzentration, und welche Erkenntnisse aus dem schulischen Kontext fließen dabei ein? 
 
3. Welche Möglichkeiten zur Mitwirkung, Mitbestimmung und Rückmeldung haben 
Schüler:innen sowie deren Vertreter:innen bei der Weiterentwicklung der Handyregelung, 
und plant der Senat, deren Feedback systematisch in zukünftige Entscheidungen 
einzubeziehen? 
 
Zu Frage 1: 
Mit dem Erlass 1/2025 wurde eine zentrale Regelung der Handynutzung an Schulen 
veröffentlicht. In einer ersten Abfrage kurz nach Veröffentlichung des Erlasses wurde 
dieser von allen Beteiligten, insbesondere den Schulleitungen, begrüßt. 
Zu Beginn des Schuljahres 2025/2026 fiel eine weitere Rückmeldung aus den Schulen 
einhellig positiv aus. Die Regelung hat zu Klarheit und Handlungssicherheit in den Schulen 
geführt. 
 
Zu Frage 2: 
Die Schulen haben auf Grundlage des Handyerlasses ihre schulischen Regelungen zur 
Handynutzung aktualisiert. Dadurch wurden klare Handlungslinien für die schulischen 
Abläufe eingeführt, die zu einem positiven Schulklima beitragen. Auswirkungen auf die 
Konzentrationsfähigkeit von Schüler:innen und weitere Aspekte wurden bislang nicht  
betrachtet und müssten qualitativ evaluiert werden. 
 
Zu Frage 3: 
Der Erlass 1/2025 stellt einen gemeinsamen Rahmen für die Handynutzung an Schulen dar. 
Schulen konkretisieren die Regelungen des Erlasses in ihren Schulordnungen. Die 
Schulordnung wiederum wird durch die Schulkonferenz beschlossen, in der die 
Schüler:innen ein Drittel der Mitglieder stellen. Sie können sich also aktiv in die 
Weiterentwicklung der Regelungen zur Handynutzung einbringen. Eine Änderung des 
Erlasses selbst ist derzeit nicht geplant, da sich die Rahmen-Regelung bewährt hat.  
 
Im Zusammenhang mit dem bundesweit diskutierten Umgang mit sozialen Medien plant 
der SKB im Herbst 2026 einen Jugendgipfel/Jugendforum, bei dem die Schüler:innen sich 
unmittelbar in die Debatte mit Meinungen und Positionen einbringen können. Hier wird 
auch die Frage des „Handyverbots“ absehbar eine Rolle spielen. Im Vorfeld des 
Jugendgipfels/ Jugendforums wird es eine digitale Abfrage zu Fragen des Wohlergehens 
an den Schulen in Bremen geben, die auch das Thema Mediennutzung umfassen wird. 
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Anfrage 3: Welche weiteren Übergangswohnheime für geflüchtete Menschen plant 
der Senat? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Planungen verfolgt der Senat zur Errichtung von weiteren Übergangswohnheimen 
für geflüchtete Menschen in der Überseestadt sowie in den Stadtteilen Huchting und Horn-
Lehe jeweils? 
 
2. Welche weiteren Unterbringungskapazitäten erachtet der Senat bis 2040 für not-
wendig, und wie erfolgt die konkrete Suche nach Standorten für Übergangswohn-heime? 
 
3. Zu welchem Zeitpunkt werden Anwohner, Beiräte und Ortsämter jeweils über geplante 
Vorhaben informiert und beteiligt? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat verfolgt weiterhin das Ziel, das Unterbringungsportfolio strategisch umzubauen 
und dabei nachhaltige, langfristige Strukturen zu schaffen. Im Mittelpunkt steht dabei 
neben Effizienz und Wirtschaftlichkeit insbesondere eine bedarfsgerechte, 
integrationsfördernde Unterbringung. Derzeit werden keine konkreten Planungen in der 
Überseestadt und in Huchting verfolgt. In Horn-Lehe entsteht aktuell eine neue 
Wohneinrichtung in der Lilienthaler Heerstraße.  
 
Zu Frage 2: 
Eine verlässliche längerfristige Einschätzung des notwendigen Umfangs an 
Unterbringungskapazitäten bis 2040 ist aufgrund der dynamischen Entwicklung der 
Flüchtlingszugänge nicht möglich. Faktoren, die Fluchtbewegungen auslösen können, sind 
nicht seriös prognostizierbar. Zudem wäre der Bund gemäß § 44 Abs. 2 AsylG verpflichtet, 
den Ländern monatlich die Zahl der Zugänge von Asylbegehrenden, die voraussichtliche 
Entwicklung und den voraussichtlichen Bedarf an Unterbringungsplätzen mitzuteilen. 
Dieser Verpflichtung hinsichtlich der Zugangsprognosen kommt der Bund aus den 
genannten Gründen nicht mehr nach.  
 
Die Akquise geeigneter Standorte für die Unterbringung geflüchteter Menschen ist ein 
fortlaufender Prozess mit dem Ziel einer möglichst gleichmäßigen Verteilung der 
Unterkünfte im gesamten Stadtgebiet. 
Sie erfolgt durch das zuständige Referat bei der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration und wird durch die beauftragte Verwalterin – derzeit die ORION GmbH als 
hundertprozentige Tochter der Brebau GmbH – unterstützt. 
 
Zu Frage 3: 
Die Anwohnerinnen und Anwohner, Beiräte und Ortsämter werden regelmäßig im Rahmen 
öffentlicher Beiratssitzungen über die Planung der Errichtung von Unterkünften durch die 
Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration informiert. Die Beteiligung erfolgt 
regelhaft, nachdem die haushaltsrechtlichen Grundlagen für eine mögliche Anmietung 
vorliegen. 
 
Darüber hinaus sieht das Baugenehmigungsverfahren umfassende Vorgaben zur 
Beteiligung des jeweiligen Beirats vor. 
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Anfrage 4: Wie hoch sind die Betriebs- und Mehrkosten der neuen Toilette in der 
Obernstraße wirklich? 
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie setzen sich die 150 000 Euro, die in der dritten Antwort auf eine Frage vom 
21. Januar 2026 beschrieben wurden, konkret (mit Personalkosten, 
Betriebskosten/Materialaufwand, Mietkosten, Organisations- und 
Bewirtschaftungsaufwand, Einnahmen und so weiter) zusammen? 
 
2. Worauf sind die Mehrkosten von 30 000 Euro bei der Obernstraße, da in der Antwort 
bezüglich der Toilettenanlage im ehemaligen Galeria-Kaufhof-Gebäude von 120 000 Euro 
pro Jahr gesprochen wird, zurückzuführen? 
 
3. Wie erklärt sich der Senat, dass die in der beschriebenen Antwort dargestellten Kosten 
von den angegebenen laufenden Betriebskosten in der dazugehörigen Deputationsvorlage 
vom November 2025 abweichen, und mit welchen realen Betriebs- und Gesamtkosten (und 
deren Steigerungen) kann bei der Obernstraße gerechnet werden? 
 
Die Fragen 1 und 3 werden gemeinsam beantwortet:  
 
Für die geplante Toilettenanlage werden die jährlichen Kosten im Durchschnitt auf etwa 
150.000 Euro über einen Zeitraum von 25 Jahren geschätzt. In dieser Summe sind alle 
wichtigen Ausgaben wie Personal, Miete, Betrieb, Umlagen, Sanierungen und 
Rückstellungen für den späteren Rückbau bereits abzüglich der erwarteten Einnahmen 
enthalten. Die Kalkulation berücksichtigt auch eine jährliche Kostensteigerung von 2,5 
Prozent und einen sogenannten Barwertfaktor. In der Deputationsvorlage vom November 
2025 sind die konkreten Kosten für die Jahre 2026 bis 2029 aufgeführt: Sie steigen von 
98.000 Euro im Jahr 2026 auf 115.000 Euro im Jahr 2029. Zusätzlich finden sich die 
Details zur Wirtschaftlichkeit und den Kostensteigerungen in Teil B der genannten Vorlage. 
Die durchschnittlichen jährlichen Kosten von 150.000 Euro ergeben sich als gerundeter 
Mittelwert aus dieser langfristigen Berechnung. Somit wurden keine Kosten bezeichnet, die 
von der Deputationsvorlage im November 2025 abweichen. Für den Bau der Anlage ist 
eine Investition von insgesamt einer Million Euro aus Mitteln des Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetzes vorgesehen. 
 
Zu Frage 2: 
Die Toilettenanlagen in der Obernstraße und im ehemaligen Galeria-Kaufhof-Gebäude 
unterscheiden sich in ihren Betreiberkonzepten: Die Anlage im Galeria-Gebäude stellt die 
BRESTADT GmbH interimsweise kostenlos zur Verfügung, damit das Gebäude belebt wird. 
Zusätzlich erhält die Bremer Stadtreinigung eine Pauschale, um die Reinigung und 
Betreuung zu übernehmen. Dadurch entstehen für den Betrieb dieser Anlage im Jahr 2026 
bei DBS Kosten von rund 120.000 Euro. Diese setzen sich aus Personal-, Material- sowie 
Strom- und Wasserkosten zusammen. Im Gegensatz dazu werden für die Obernstraße 
Betriebskosten über 25 Jahre von durchschnittlich 350.000 Euro bzw. konkret im Jahr 
2027 von 300.000 Euro angenommen, denen prognostizierte Nutzungsentgelte von 
200.000 Euro gegenüberstehen. Die Anlage in der Obernstraße wird längere 
Öffnungszeiten haben, es fällt eine Miete an und es werden Umlagen, Rückstellungen und 
Sanierungskosten berücksichtigt.  
 
 
 
 
  

https://www.rathaus.bremen.de/sixcms/media.php/13/20260224_top_13_Toilettenversorgung_Innenstadt_N.pdf
https://sd.bremische-buergerschaft.de/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZeiRHrT_vqv1p5xKTzwwTzyKUWo0HGqoOOPY1LKn3Cfg/Beschlussvorlage_Ausschuesse-Deputationen_VL_21-6139.pdf
https://sd.bremische-buergerschaft.de/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZeiRHrT_vqv1p5xKTzwwTzyKUWo0HGqoOOPY1LKn3Cfg/Beschlussvorlage_Ausschuesse-Deputationen_VL_21-6139.pdf
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Anfrage 5: Wie sozial ist der soziale Wohnungsbau in Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Oguzhan Yazici, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Schätzung zum Bedarf an Sozialwohnungen in der Stadt Bremen liegt den 
wohnungspolitischen Planungen des Senats zugrunde, auf welchen Annahmen basiert 
diese und welche Bevölkerungs- und Haushaltsgruppen werden dabei berücksichtigt 
beziehungsweise nicht berücksichtigt? 
 
2. Wie bewertet der Senat vor diesem Hintergrund das Verhältnis zwischen dem aktuellen 
Bestand von rund 5 370 Sozialwohnungen in Bremen, dem wachsenden Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum und der Fertigstellung von lediglich 220 Sozialwohnungen plus 82 
verlängerter Belegungsbindungen seit April 2023, und was will er dem, insbesondere im 
Hinblick auf die jüngst abgesenkten Zugangsvoraussetzungen für den B-Schein, 
entgegensetzen? 
 
3. An welchem Ort, nach welchem Zeitplan und in welcher Größenordnung sollen die im 
Tabakquartier zugunsten eines Übergangswohnheims zurückgestellten Kapazitäten des 
sozialen Wohnungsbaus alternativ realisiert werden? 
 
Zu Frage 1: 
Die wohnungspolitischen Planungen des Bremer Senats basieren auf der Vertiefungsstudie 
zur Sozialen Wohnraumversorgung aus dem Jahr 2025, die im Rahmen der 
Wohnraumbedarfsprognose Bremen 2031 erstellt wurde. 
In Bremen sind rund 3.400 Sozialwohnungen über den 1. und 4. Förderweg gemäß § 9 
Wohnraumfördergesetz gefördert. Seit 2009 wurden etwa 2.200 Wohnungen im Neubau 
und durch Modernisierungsförderung mit höheren Einkommensgrenzen gefördert. Für etwa 
57 % der Sozialwohnungen gilt die niedrigere, für 43 % die höhere Einkommensgrenze. 
Rechnerisch sind rund 123.000 Haushalte anspruchsberechtigt für einen 
Wohnberechtigungsschein, bei Einpersonenhaushalten fast die Hälfte. In der Realität 
benötigen jedoch bei weitem nicht alle rechnerisch berechtigten Haushalte eine 
geförderte Wohnung, da ein Großteil sich auf dem Bestandsmarkt versorgen kann. Die 
Aufgabe des sozialen Wohnungsbaus ist, das Angebot zielgerichtet zu erweitern und 
bedarfsgerecht im Stadtgebiet zu verteilen. 
Aktuell erhalten Transferleistungsempfängerinnen und -empfänger überproportional 
Zugang zu gefördertem Wohnungsbau: Etwa 80 % der Wohnberechtigungsscheine werden 
für Transferhaushalte ausgestellt, auch wenn diese nur rund 42 % der 
Anspruchsberechtigten ausmachen. 
Es besteht dennoch ein Bedarf für die sogenannte Schwellen- oder Mittelschicht, die zwar 
keine der vorher beschriebenen Unterstützungen mehr erhält, aber dennoch über ein eher 
niedriges Einkommen verfügt. 
Um die Versorgungsquote zu halten, sind bis 2030 jährlich etwa 200 neue geförderte 
Wohnungen nötig, von 2030 bis 2040 rund 300 pro Jahr, da viele Bindungen auslaufen. 
Die Schätzung fokussiert Haushalte und Transferempfängerinnen und -empfänger mit 
niedrigem Einkommen. Haushalte mit mittlerem Einkommen werden als separate Gruppe 
mit weiterem Bedarf identifiziert. Andere Gruppen bleiben unberücksichtigt. 
 
Zu Frage 2: 
Der Soziale Wohnungsbau allein kann die Lücke zwischen Bezahlbarkeit des Wohnens und 
dem Bedarf danach nicht schließen – und muss es auch nicht. Mit der sogenannten 
Subjektförderung bestehen weitere Instrumente, wie das Wohngeld und die Kosten der 
Unterkunft, die in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen haben. 
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Zudem sind die Mieten der städtischen Wohnungsbaugesellschaften auch im 
freifinanzierten Bereich noch zum bezahlbaren Wohnraum hinzuzuzählen. 
 
Zu Frage 3: 
Die Finanzierungsmittel sind im Wohnraumförderprogramm verblieben. Ein konkretes 
Ersatzprojekt für das Projekt „Fünf Freunde“ besteht nicht, sondern die in der 
Vornotierungsliste der Wohnraumförderung bestehenden Projekte der Stadtgemeinde 
Bremen werden – insb. zur Erfüllung der Sozialwohnquote in den geplanten Quartieren – in 
das Programm aufgenommen. 
 
 
Anfrage 6: Nutzung des Sonderfahrdienstes „Frauennachttaxi“ im Stadtgebiet 
Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Frauen und Kinder bis 14 Jahren wurden über den Ruf „Frauennachttaxi“ seit 
2020 jährlich im Stadtgebiet Bremen befördert? (Bitte Daten nach Frauen und Kindern 
aufschlüsseln.) 
 
2. Wie hoch sind die damit verbundenen Kosten der öffentlichen Subventionen, die über 
die Allgemeinverfügung für den Sonderfahrdienst „Frauennachttaxi“ des Senats geregelt 
sind, pro Jahr seit 2020? 
 
3. Wie bewertet der Senat die bestehenden geschützten Angebote zur Beförderung von 
Frauen und Kindern in Abend- und Nachtzeiten im Stadtgebiet Bremen hinsichtlich 
Nutzung, Sicherheit, Verfügbarkeit und Bekanntheit? 
 
Zu Frage 1: 
Die Daten können nicht nach Frauen und Kindern aufgeschlüsselt werden, weil dies nicht 
erhoben wird. 
 

• 2020 fanden insgesamt 17.295 Fahrten mit dem Frauen-Nachttaxi vom Taxi-Ruf 
sowie von Taxi Roland statt. 

• 2021 fanden 15.226 Fahrten statt. 
• 2022 fanden 17.787 Fahrten statt. 
• 2023 fanden 19.062 Fahrten statt. 
• 2024 fanden 19.347 Fahrten statt. 
• 2025 fanden 11.863 Fahrten statt. 

 
Zu Frage 2: 
Das Frauen-Nachttaxi erhielt lediglich in den Jahren 2020 bis 2023 einen Zuschuss der 
Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz. 

• 2020 betrug der Zuschuss 15.000 Euro. 
• 2021 bis 2023 betrug der Zuschuss jeweils 47.857,50 Euro. 

Seit dem Jahr 2024 gibt es keinen Zuschuss mehr zum Frauen-Nachttaxi. 
 
Zu Frage 3: 
Zur Nutzung des Frauen-Nachttaxis können seitens des Senats keine Aussagen dazu 
getroffen werden, welche Nutzergruppen in welchen Stadtteilen vorrangig profitieren. Zwar 
ist das Frauen-Nachttaxi günstiger als der normale Taxentarif, aber es kostet dennoch 
mehr als eine Fahrt im ÖPNV. Das Frauen-Nachttaxi macht durch den günstigeren Preis 
die Nutzung eines Taxis während der Nachtstunden attraktiver für Frauen. Dieses Angebot 
ist in ganz Bremen verfügbar, da der Tarif auf allen Taxametern eingestellt ist und somit in 
jedem Taxi genutzt werden kann. Der Senat geht davon aus, dass Frauen, mit geringerem 
Einkommen dieses Angebot wenig in Anspruch nehmen können.   
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Insgesamt setzt der Senat darauf, durch verschiedene Maßnahmen das Sicherheitsgefühl 
im öffentlichen Raum und letztlich auch im öffentlichen Nahverkehr zu stärken. Die BSAG 
testet beispielsweise ein neues System, das mithilfe von Künstlicher Intelligenz 
sicherheitsrelevante Vorfälle in den Fahrzeugen erkennen soll. Das gesamte 
Sicherheitskonzept der BSAG wird ständig überprüft und angepasst, um den Schutz der 
Fahrgäste noch weiter zu erhöhen. So haben sicherheitsrelevante Vorfälle in den 
Fahrzeugen der BSAG in den letzten Jahren kontinuierlich abgenommen.  
Der Senat hält es für zielführender, das Sicherheitsgefühl im ÖPNV zu steigern, als das 
Frauen-Nachttaxi weiter zu fördern, weil davon alle vulnerablen Bevölkerungsgruppen 
profitieren. 
 
 
Anfrage 7: Weitere Fragen zum Zustand des Siemenshochhauses 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der CDU 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Maßnahmen hat Immobilien Bremen bislang vorgenommen, um den Eigentümer 
des Siemenshochhauses (Herdentorsteinweg 72) zu einer im Februar 2025 angekündigten 
zügigen Umsetzung der Ertüchtigung der Immobilie zu bewegen, um zum Beispiel künftig 
auf die für das Umfeld des Gebäudes wenig attraktiven Absperrungen und den 
provisorischen Holztunnel zur Sicherstellung eines Fluchtweges verzichten zu können? 
 
2. Welche Einschätzungen gibt es zur Barrierefreiheit und zur brandschutztechnischen 
Eignung der Konstruktionen sowie zur Außenwirkung der provisorischen Absperrungen, die 
nun schon mehrere Jahre existieren? 
 
3. Bis wann und unter welchen Bedingungen rechnet der Senat mit Abhilfe? 
 
Vorbemerkung 
 
Die Stadtgemeinde Bremen, vertreten durch Immobilien Bremen, ist Mieterin des 
Gebäudes. Zuständig für Baumaßnahmen an der Fassade ist die Eigentümerin der 
Immobilie.  
 
Zu Frage 1: 
 
Immobilien Bremen hat mehrfach und regelmäßig die Umsetzung der Fassadensanierung 
angemahnt und verlässliche Zeitpläne für eine Sanierung bei der Eigentümerin 
eingefordert. Die Mietzahlungen erfolgen unter Vorbehalt und mietrechtlich gebotene 
Maßnahmen werden zudem fortlaufend geprüft. Zwischenzeitlich wurde mit der 
Fassadensanierung durch die Eigentümerin begonnen.  
 
Zu Frage 2: 
 
Eine vollständige Barrierefreiheit von Flucht- und Rettungswegen ist bauaufsichtlich nicht 
verlangt. Beim Büro-Hochhaus Contrescarpe 72 ist allein aufgrund der Tatsache, dass die 
Aufzüge im Brandfall nicht genutzt werden dürfen, im Evakuierungsfall eine barrierefreie 
Selbstrettung auch nicht zu realisieren. Der Tunnel zum Schutz vor herabfallenden Teilen 
vor dem Notausgang ist mit der Bauaufsicht abgestimmt; er stellt keine Verschlechterung 
der Rettungswegsituation hinsichtlich der Barrierefreiheit dar. Für die unterstützte 
Evakuierung mobilitätseingeschränkter Personen über Treppen werden im Haus mehrere 
Evakuierungsstühle vorgehalten. 
 
Sollte ein Brandereignis vom Schutztunnel ausgehen, ist eine Brandausbreitung auf die 
Hochhausfassade, die in allen ihren Teilen aus nichtbrennbaren Baustoffen besteht, nicht 
zu erwarten. Zudem verfügt das Hochhaus über zwei voneinander unabhängige bauliche 
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Rettungswege mit Ausgängen ins Freie, so dass im Brandfall bei Ausfall eines Ausgangs 
eine Alternative vorhanden ist. 
 
Unabhängig von der bauaufsichtlichen Bewertung wird die Außenwirkung des 
Siemenshochhauses insbesondere aufgrund der bereits langen Standzeit der 
Absicherungen als nicht angemessen bewertet.  
 
Zu Frage 3: 
 
Nach Auskunft der Eigentümerin wurde zu Beginn der Fassadensanierung zunächst eine 
Öffnung der Fassade vorgenommen. Dabei wurde festgestellt, dass der dahinterliegende 
Beton ebenfalls sanierungsbedürftig ist. Zur Feststellung des erforderlichen Umfanges der 
Betonsanierung werden derzeit Betonbohrungen vorgenommen. Weiterhin wird ein Umbau 
des Gerüstes für die Betonsanierung erforderlich sein. Die Eigentümerin ließ mitteilen, 
dass nach derzeitigem Stand die Sanierung der östlichen Fassadenseite bis Ende 2026 
abgeschlossen sein soll.  
 
 
Anfrage 8: Wie sieht es aus mit der Prüfung des Ausbaus des Fährbetriebs auf der 
Weser? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Bis wann rechnet der Senat mit einem Abschluss einer tiefergehenden Prüfung der im 
Frühjahr 2023 veröffentlichten Ergebnisse der Machbarkeitsstudie über die verschiedenen 
Möglichkeiten des Ausbaus des Fährverkehrs über die Weser? 
 
2. Welche Planungen für weitere Schritte hinsichtlich einer Umsetzung sind im Senat 
vorhanden angesichts entsprechender Beiratsbeschlüsse mit der Forderung nach einem 
Ausbau des Fährbetriebs für die Weserquerung? 
 
3. Welche Herausforderungen sieht der Senat aktuell allgemein für den Ausbau des 
Fährbetriebs auf der Weser sowie konkret für die Weserquerungen in der Variante B der 
erwähnten Machbarkeitsstudie, und welche hinsichtlich einer besseren Abstimmung des 
ÖPNV mit dem Fährbetrieb? 
 
Zu Frage 1 und Frage 2: 
Am 14.04.2023 wurde der „Abschlussbericht über die Machbarkeitsstudie Fährverkehr auf 
der Weser und im Wendebecken des Holz- und Fabriken- sowie Getreidehafens“ der 
städtischen Deputation für Wirtschaft und Arbeit vorgestellt. Der Bericht und das weitere 
Vorgehen wurden von der Deputation beschlossen. Auf Basis der vorliegenden Ergebnisse 
der Machbarkeitsstudie wurde seinerzeit als Beschlussvorschlag empfohlen, die Variante B, 
das heißt den Dreiecksverkehr zwischen Waller Sand, Waterfront und Pier 2 weiter zu 
verfolgen.  
Die weiteren Prüfschritte konnten unter den verfügbaren Kapazitäten aufgrund veränderter 
Prioritätensetzung noch nicht begonnen werden. 
 
Insgesamt wird an den im Ergebnis der Machbarkeitsstudie aufgezeigten 
Planungsschritten weiter festgehalten.  
 
Zu Frage 3: 
Die Herausforderungen liegen grundsätzlich in den Finanzierungsmöglichkeiten eines 
Fährbetriebes. 
Vorgesehen ist, dass die Variante B auf den bereits vorhandenen Verkehrsmitteln des 
ÖPNV aufsetzt und Fähre, Straßenbahn und Bus bestmöglich miteinander verknüpft. Die 
Fähre soll damit ein Bestandteil des gesamten ÖPNV in Bremen werden.   
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Zudem bestehen Herausforderungen bei der Abstimmung von ÖPNV und Fährbetrieb. Die 
einzusetzenden Fähren müssen wie auch die Fußwege zwischen ÖPNV-Haltestellen und 
Fähranlegern barrierefrei sein. Die Betriebszeiten der beiden Systeme sollten 
synchronisiert sein. Zudem wäre ein ganzjähriger Betrieb der Fähre vorzusehen, um ein 
verlässliches und dauerhaftes Angebot zu ermöglichen. 
 
Eine tarifliche Integration des Fährbetriebes in das ÖPNV-Tarifgefüge ist jedoch nur dann 
sinnvoll, wenn die An- und Weiterfahrt zu und von den Fähranlegern mit dem ÖPNV 
möglich ist. Grundsätzlich ist die Einführung eines Fährverkehrs zur Stärkung der 
Mobilitätswende sinnvoll, wenn der Fährverkehr unmittelbar mit dem ÖPNV verknüpft ist 
und somit eine Anfahrt mit dem Pkw im Vor- und Nachlauf nicht erforderlich wird. Wichtig 
ist zudem für die Einführung eines Fährbetriebs mit ÖPNV-Integration auch die Frage der 
Wirtschaftlichkeit eines solchen Angebots. 
 
 
Anfrage 9: Zu schnell, zu nah – welche Konsequenzen zieht Bremen aus der 
aktuellen Verkehrsunfallstatistik? 
Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold und Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Ableitungen zieht der Senat aus den Ergebnissen der jüngsten 
Verkehrsunfallstatistik, insbesondere in Bezug auf die erheblich gestiegene Zahl der 
Unfälle aufgrund nicht angemessener Geschwindigkeit sowie zu geringer Abstände? 
 
2. Welche Handlungsmöglichkeiten ergeben sich in Bezug auf die steigende Zahl der 
Unfälle mit E-Scootern sowie die hohe Zahl der Verunglückten mit Pedelecs? 
 
3. Welche Maßnahmen sollen an den Unfallschwerpunkten ergriffen werden, also der 
Stephanibrücke, insbesondere aber auch an den neuen Brennpunkten, dem 
Autobahnzubringer Überseestadt sowie der Nordstraße/Hansator? 
 
Zu Frage 1: 
Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnahmen werden regelmäßig durchgeführt. 
Insbesondere der verstärkte Einsatz der Enforcement Trailer und der weitere Ausbau der 
Überwachungstechnik, besonders in Form von Abstandsüberwachungsanlagen, werden die 
Verkehrssicherheit erhöhen und können damit besonders schwere Verkehrsunfälle 
verhindern. Ergänzend werden Geschwindigkeitsmessungen mit Anhaltekontrollen durch 
die Polizei durchgeführt.  
Bremen nimmt zudem an bundes- und europaweiten Kontrollen, wie erst kürzlich die 
Kontrollwochen Geschwindigkeit im Rahmen von ROADPOL (European Roads Policing 
Network) teil. 
 
Zu Frage 2: 
E-Scooter-Fahrende sind nur an ca. 1 Prozent der Gesamtunfälle beteiligt. Den größeren 
Anteil haben die Rad- und Pedelec-Fahrenden mit fast 6 Prozent der gesamten 
Verkehrsunfälle. Dessen ungeachtet werden auch E-Scooter-Fahrende kontrolliert. Im 
Stadtbild ist zu beobachten, dass die Nutzer:innen dafür nicht zugelassene Straßenteile 
befahren, entgegen der Fahrtrichtung fahren, Lichtzeichenanlagen missachten oder auch 
zu zweit den E-Scooter nutzen. Deshalb muss auch bei E-Scooter-Fahrenden ein 
Bewusstsein für die Gefahren, die daraus resultieren, geschaffen werden. 
Mit Aufklärungsarbeit und entsprechender Verfolgung wird auf diese Risiken hingewiesen 
werden. Dafür reagiert die Polizei im Streifendienst entsprechend und setzt hier auch auf 
bundesweite Aktionen. In diesem Jahr haben sich die Länder darauf verständigt, ihre 
gemeinsame Verkehrssicherheitsaktion „sicher.mobil.leben“ auf Zweiräder auszurichten, 
weil die Verkehrsunfallentwicklung hier bundesweit ähnlich ist. In Bremen werden bei 
dieser Aktion neben Motorrädern besonders Rad-, Pedelec- und E-Scooter-Fahrende in 
den Blick genommen. 
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Zu Frage 3: 
Sowohl die Stephanibrücke als auch der Autobahnzubringer Überseestadt, hier die Auffahrt 
Flyover, liegen in der Zuständigkeit der Autobahn GmbH, weil es sich hier um 
Bundesstraßen handelt. Die Autobahn GmbH hat die Leitung und Geschäftsführung der 
Verkehrsunfallkommission für Autobahnen und Landstraßen inne. 
Die Polizei Bremen unterstützt diese Arbeit mit 2 Mitarbeitenden und den Daten aus der 
Verkehrsunfallstatistik.  
Im Zuge des Jahresabschlusses der Polizei Bremen wurden die genannten drei 
Unfallhäufungsstellen festgestellt. Die Daten für die beiden zuvor erwähnten 
Unfallhäufungsstellen werden der Autobahn GmbH für die nächste Sitzung zur Verfügung 
gestellt. 
In gleicher Verfahrensweise wurde die Unfallhäufungsstelle Nordstraße Ecke Hansator 
festgestellt. Diese Unfallhäufungsstelle liegt im Stadtbereich Bremen und somit in der 
Zuständigkeit der Verkehrsunfallkommission Bremen.  
Die Unfallhäufungsstelle wurde in der Kommission im April vorgestellt und befindet sich 
seitdem in der Bearbeitung. Das festgestellte Hauptproblem sind Verkehrsunfälle im 
Längsverkehr. Darunter fallen insbesondere „Fehler beim Fahrstreifenwechsel“ und 
„Auffahrunfälle“. Bisher ist nicht erkennbar, dass zu hohe Geschwindigkeiten ursächlich 
wären. 
Gezielte Maßnahmen können aus der vorliegenden Datenlage allerdings noch nicht 
abgeleitet werden. Es werden zurzeit weitere Ermittlungen durchgeführt. 
 
 
Anfrage 10: Neue Möglichkeiten aus der Novelle der Straßenverkehrsordnung – 
welche Chancen ergeben sich für Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold und Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche sich aus der Neufassung der Straßenverkehrsordnung (StVO) sowie den 
geänderten Verwaltungsvorschriften ergebenden Möglichkeiten möchte der Senat 
vorrangig nutzen? 
 
2. Wo sollten Lücken zwischen Tempo-30-Zonen geschlossen werden, und wo ist dies 
bereits geschehen? 
 
3. Wann, auf welchem Wege und in welcher Form werden die Beiräte über die sich aus der 
StVO-Novelle ergebenden Möglichkeiten informiert? 
 
Zu Frage 1: 
Es findet derzeit eine rechtssichere, einheitliche und priorisierte Umsetzung von Tempo 
30-Strecken und Fußgängerüberwegen im Rahmen der erweiterten Möglichkeiten der 
novellierten Straßenverkehrs-Ordnung statt. Die Anordnung von Fußgängerüberwegen ist 
nicht weiter an das Erfordernis einer besonderen örtlichen Gefahrenlage gekoppelt. 
Derartige Verkehrseinrichtungen sind jedoch weiterhin nur dort anzuordnen, wo dies auf 
Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich ist. Bei den Tempo-30 Strecken 
handelt es sich um fünf Anwendungsfälle: 
1. Tempo 30 an hochfrequentierten Schulwegen 
2. Tempo 30 an Spielplätzen 
3. Lückenschlüsse zwischen Tempo 30-Strecken 
4. Tempo 30 an Behinderteneinrichtungen 
5. Tempo 30 an Fußgängerüberwegen 
 
Zu Frage 2: 
Bestehende Lücken zwischen Tempo 30-Strecken können erweitert auf bis zu 500 Meter 
Länge geschlossen werden. Erklärtes Ziel des Senats ist es, zusammenhängende und 
nachvollziehbare Geschwindigkeitsregelungen zu schaffen, um sowohl die 
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Verkehrssicherheit zu erhöhen als auch die Akzeptanz bei den Verkehrsteilnehmenden zu 
verbessern. 
 
Hierzu wurden bestehende Lücken nach Kenntnis der Verwaltung identifiziert sowie 
hinsichtlich ihrer verkehrlichen und rechtlichen Umsetzbarkeit bewertet. Lücken bis zu 300 
Metern Länge wurden bereits im Zuge der vorgenommenen Anordnungen geschlossen. Elf 
weitere Lücken von 300 bis 500 Metern Länge sind der Verwaltung bekannt und werden 
im laufenden Jahr geschlossen. Für Lücken mit mehr als 500 Metern Länge mangelt es an 
der gesetzlichen Anordnungsgrundlage. 
 
Die vollständige Erfassung sämtlicher Lücken im Stadtgebiet wird im Rahmen einer 
Straßenbefahrung erfolgen, die aufgrund der notwendigen Ausschreibung und Auswertung 
nicht vor 2027 beginnen kann. 
 
Zu Frage 3: 
Am 22.08.2025 fand eine digitale Informationsveranstaltung statt, in der die 
Ortsamtsleitungen und Beiratssprecherinnen und -sprecher über die Änderungen in der 
Straßenverkehrs-Ordnung und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift dazu sowie das 
Vorgehen des Mobilitätsressorts und des Amtes für Straßen und Verkehr informiert 
wurden. Die Schwerpunkte „Tempo 30“ und „Fußgängerüberwege“ wurden in diesem 
Termin eingehend erläutert. 
 
 
Anfrage 11: Lückenschluss in Sicht – wann und wie gelingt die bessere Anbindung 
der Überseestadt für den Radverkehr? 
Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold und Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 15. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie schätzt der Senat im Moment die Qualität der Radverkehrsanbindung der 
Überseestadt allgemein und insbesondere in Richtung Bahnhofsvorstadt/Bahnhof ein? 
 
2. Welche Maßnahmen aus dem Integrierten Verkehrskonzept sind hierzu bereits 
umgesetzt, welche werden kurz- bis mittelfristig realisiert? 
 
3. Wann werden die im Verkehrskonzept und der Machbarkeitsstudie genannten 
Ausweisungen der Fahrradstraßen „Am Kaffee-Quartier“ sowie „Johann-Jacobs-Straße“ 
geprüft? 
 
Zu Frage 1: 
Die Qualität der Radverkehrsanbindung der Überseestadt hat sich verbessert, aber es gibt 
noch Optimierungsbedarf. Hierzu liegt als Leitfaden eine Machbarkeitsstudie vor, an deren 
Umsetzung die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung gemeinsam mit der 
Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation arbeitet.  
 
Zu Frage 2: 
Aus dem integrierten Verkehrsentwicklungskonzept Überseestadt wurden folgende 
Maßnahmen umgesetzt bzw. baulich begonnen:  
R.1 „Ausbau Geh- und Radweg an der Konsul-Smidt-Straße vor Schuppen III“  
R.2 „Verlängerung Weserufer-Radweg - Stufe I bis An der Muggenburg“  
R.4 „Fuß- und Radweg-Brücke über Europahafen Planung“. Hier wurde eine 
Machbarkeitsstudie durchgeführt.  
R.9 „Neubau Durchwegung Hafenstraße – Schulze-Delitzsch-Straße“ und  
R.14„Radwegverbindung Überseestadt – Bahnhofsvorstadt“ als Machbarkeitsstudie sowie 
für Fahrradparken in der Überseestadt  
Darüber hinaus wurde die Überseepromenade am südwestlichen Ende der Überseestadt 
als Fuß- und Radweg bis auf Höhe „Waller Sand“ verlängert. Des Weiteren steht das neue 



- 12 - 
 

 
 

Umdruck Fragestunde Stadtbürgerschaft 

Fahrradverleihsystem „Bre.Bike“ inklusive fester Stationen mit Lastenrädern in der 
Überseestadt zur Verfügung.   
Zu den in Planung befindlichen Maßnahmen zählen:  
• Neubau Durchwegung Hafenstraße – Heimatviertel,  
• Neue Radverkehrsführung entlang der Hafenstraße,  
• Machbarkeitsstudie „Wesersprung West“,  
• Umgestaltung der Cuxhavener Straße,  
• Machbarkeitsstudie für eine Fuß-, Rad- und Straßenbahnbrücke über den Europahafen 

und  
• Machbarkeitsstudie Doppelknoten Doventor 
 
Zu Frage 3: 
Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie „Radwegverbindung Überseestadt – 
Bahnhofsvorstadt“ wurden von den Deputationen für Wirtschaft und Arbeit sowie für 
Mobilität, Bau und Stadtentwicklung im September 2022 zur Kenntnis genommen. 2023 
wurden Vorzugsrouten für den Radverkehr entlang der Straßen „Am Kaffee-Quartier“ und 
„Johann-Jacobs-Straße“ in der Überseestadt festgelegt.  
Eine weiterführende Untersuchung der Verkehrsführung am „Hilde-Adolf-Park“ bestätigte 
im Jahr 2023 die Wichtigkeit der Führung des Radverkehrs über den östlichen Teilbereich 
„Am Kaffee-Quartier“, fortgeführt über die „Johann-Jacobs-Straße“. 
Im Wesentlichen werden Maßnahmen zur Stärkung des Radverkehrs innerhalb 
bestehender Quartiersentwicklungen mitgedacht und dementsprechend sukzessive 
umgesetzt. Die Umsetzung einer Fahrradstraße in der Johan-Jacobs-Straße wird in der 
zweiten Jahreshälfte 2026 angestrebt. 
 
 
Anfrage 12: Kontrolle von Osterfeuern in Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Frank Imhoff, Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 22. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. An welchen Tagen und in wieviel Fällen kontrollierte das Ordnungsamt im April 2026 
Osterfeuer in der Stadt Bremen, und in wie vielen Fällen wurden dabei Beanstandungen 
festgestellt und/oder Ordnungsmaßnahmen eingeleitet? 
 
2. Wie viele Teams und Personen waren an diesen Kontrollen mit welchem zeitlichen 
Aufwand beteiligt, und wie viele Osterfeuer wurden dabei mehrmals kontrolliert? 
 
3. Welche Kosten sind durch die Kontrollen entstanden, und wie werden die zusätzlichen 
Arbeitsstunden an Feiertagen und in den Abendstunden vergütet? 
 
Zu Frage 1: 
Der Ordnungsdienst kontrollierte Osterfeuer an drei Tagen. Im Rahmen der Vorkontrollen 
am Gründonnerstag wurden 40 Osterfeuer überprüft. Bei Durchführung der Osterfeuer 
erfolgten am Ostersamstag 22 und am Ostersonntag 5. April 2026 19 Kontrollen. In neun 
Fällen wurden Beanstandungen festgestellt; in zwei Fällen wurden Ordnungsmaßnahmen 
eingeleitet. 
 
Zu Frage 2: 
Bei den Vorkontrollen waren drei Teams im Einsatz, davon zwei Teams mit jeweils zwei 
Einsatzkräften sowie ein Team mit drei Einsatzkräften. Die Kontrollen erfolgten von 12:00 
bis 18:00 Uhr sowie von 16:00 bis 21:00 Uhr. 
 
Für die Kontrollen am Ostersamstag und Ostersonntag waren jeweils drei Teams mit je 
drei Einsatzkräften in der Zeit von 16:00 und bis 01:00 Uhr im Dienst. Insgesamt wurden 
fünf Osterfeuer mehrmals kontrolliert.  
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Zu Frage 3:  
Die Personalkosten für die Kontrollen der Osterfeuer beliefen sich insgesamt auf 3.892,06 
Euro. Die Arbeitsstunden werden tariflich ab 21:00 Uhr mit einem Nachtzuschlag in Höhe 
von 20 Prozent vergütet. An Feiertagen erhalten die Mitarbeitenden einen Zuschlag von 35 
Prozent. Diese Zuschläge sind in den ausgewiesenen Personalkosten enthalten. 
 
 
Anfrage 13: Zukunft der Bremer Spielhäuser 
Anfrage der Abgeordneten Olaf Zimmer, Miriam Strunge, Sofia Leonidakis, Nelson 
Janßen und Fraktion Die Linke 
vom 29. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie schätzt der Senat die Arbeit der elf Spielhäuser in den sozial benachteiligten 
Stadtteilen ein, die in den betroffenen Quartieren – teils auch über Kooperationen – unter 
anderem Sportangebote, Ferien- und Nachmittagsbetreuungen, Elternberatungen und 
Spielekreise anbieten? 
 
2. Welche Zukunft beziehungsweise Ausrichtung sieht der Senat für die elf Bremer 
Spielhäuser, die ein wichtiger Baustein für den sozialen Zusammenhalt in sozial 
benachteiligten Stadtteilen sind? 
 
Zu Frage 1:  
Die „elf Spielhäuser“ befinden sich in Trägerschaft von KiTa Bremen und bieten ein 
offenes freizeitpädagogisches Bildungsangebot für Kinder und Jugendliche im Alter von 5 
bis 14 Jahren und liegen an oder auf öffentlichen Spielplätzen in Bremen. Darüber hinaus 
gibt es Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit von anderen Trägern, die ähnliche 
Aufgaben erfüllen. 
 
Entstanden sind die Spielhäuser Ende der 1970er-Jahre als pädagogisch betreute 
Spielplatzhäuser. Früher dem Amt für Soziale Dienste zugeordnet, gehören sie seit der 
Gründung des Eigenbetriebs zu KiTa Bremen. Neben niedrigschwelligen 
Bildungsangeboten für Kinder leisten sie einen wichtigen Beitrag zum sozialen 
Zusammenhalt in den Stadtteilen. 
 
Die Spielhäuser bieten ein offenes Angebot für Kinder und Familien. Durch ihre einfache, 
kostenfreie und unverbindliche Zugänglichkeit – ohne Anmeldung und nach dem Prinzip 
der offenen Tür – fördern sie Bildungszugänge sowie soziale und kulturelle Teilhabe. Im 
Mittelpunkt steht die „Offene Tür“ am Nachmittag für Kinder und Jugendliche von 5 bis 14 
Jahren. Darüber hinaus bieten viele Standorte am Vormittag Angebote für Kinder im 
Vorschulalter, Familien und Eltern sowie Kooperationen mit anderen Institutionen an. 
 
In den Bremer Sommer-, Herbst- und Osterferien organisieren die Spielhäuser zudem ein 
täglich wechselndes, kostenfreies Ferienprogramm für Kinder aus dem jeweiligen 
Einzugsgebiet. 
 
Spielhäuser verfügen in der Regel über kein eigenes Außengelände, sondern befinden sich 
gut zugänglich auf öffentlichen Spielplätzen. Diese Lage schafft niedrigschwellige und 
unverbindliche Treffpunkte, stärkt das Recht auf Spiel und Freizeit und fördert 
Lebendigkeit im Quartier. Die Vernetzung im Stadtteil ist daher ein zentraler Bestandteil 
der Arbeit. Auf diese Weise leisten die Spielhäuser einen wichtigen präventiven Beitrag im 
sozialen Umfeld. 
 
Zu Frage 2: 
Die Angebote der Spielhäuser ergänzen formale Bildungsangebote durch informelle 
Lernsettings. Insbesondere bei bildungsbiografischen Übergängen begleiten und 
unterstützen sie Kinder und ihre Familien kontinuierlich. 
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Mit dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder gewinnt zudem die 
Zusammenarbeit mit benachbarten Schulen an Bedeutung. Perspektivisch sollen 
projektbezogene Kooperationen und ergänzende Angebote im Ganztag ausgebaut werden. 
Entsprechende Konzepte werden derzeit entwickelt und erprobt. 
 
 
Anfrage 14: Ausgabe von Schweinefleisch im Kinder- und Familienzentrum Marßel 
Anfrage der Abgeordneten Miriam Strunge, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 4. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Bei welchen und wie vielen Mahlzeiten wurde im Kinder- und Familienzentrum Marßel 
Schweinefleisch ohne entsprechende Kennzeichnung für Kinder angeboten, und welche 
Konsequenzen wurden daraus gezogen? 
 
2. Welche generellen Regelungen gibt es bei KiTa Bremen zum Umgang mit 
Schweinefleisch, mit religiösen oder mit anderen kulturellen Essensvorschriften, und gelten 
diese auch für das Kinder- und Familienzentrum Marßel oder gibt es hier andere 
Vorgaben? 
 
3. Trifft es zu, dass die Ausgabe von Schweinefleisch absichtlich und aus rassistischen 
Motiven erfolgte? 
 
Zu Frage 1: 
Kita Bremen hat ein Prüfverfahren unter Beteiligung der Innenrevision eingeleitet, das 
aktuell noch läuft. Aus diesem Grund kann zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Aussage 
darüber getroffen werden, wie viele Mahlzeiten ohne entsprechende Kennzeichnung den 
Kindern angeboten wurde. Es liegen zwar erste Erkenntnisse vor, dass Schweinefleisch 
entgegen den Ernährungsgrundsätzen von KiTa Bremen eingekauft worden ist, aber es 
konnte bisher noch nicht abschließend ermittelt werden, in welcher Form und Häufigkeit es 
verarbeitet wurde. 
 
Neben dem eingeleiteten Prüfverfahren wurden auch personalrechtliche Konsequenzen 
gegen mutmaßlich beteiligte Mitarbeitende gezogen und die Verpflegung temporär auf 
einen Caterer umgestellt. Das explizite Verbot der Verwendung von Schweinefleisch wurde 
erneuert und an alle relevanten Stellen im Betrieb kommuniziert. 
 
Alle Einrichtungsleitungen von Kita Bremen werden in den regionalen 
Dienstbesprechungen nochmals auf die Einhaltung des Verpflegungskonzeptes und die 
Bedeutung der Prüfverfahren (Lieferscheine & Rechnungen) hingewiesen. 
 
Darüber hinaus hat die senatorische Behörde zusätzlich den Sachverhalt im Rahmen der 
letzten AG 78 (29.04.2026) aufgriffen und alle Bremer Träger entsprechend sensibilisiert. 
 
Zu Frage 2: 
Religiös und kulturell begründete Ernährungsgewohnheiten werden in den Einrichtungen 
von Kita Bremen anerkannt und im Rahmen der organisatorischen Möglichkeiten 
berücksichtigt. Grundlage ist der Anspruch, allen Kindern eine ausgewogene und 
altersgerechte Verpflegung zu gewährleisten und zugleich unterschiedlichen familiären 
Hintergründen gerecht zu werden. 
 
Kinder aus muslimischen Familien erhalten kein Schweinefleisch sowie keine daraus 
hergestellten Produkte, etwa Gelatine. Auch verarbeitete Lebensmittel mit entsprechenden 
Bestandteilen werden ausgeschlossen. Die konkrete Ausgestaltung erfolgt in enger 
Abstimmung mit den Eltern. 
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Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Nährstoffversorgung werden, soweit möglich, 
gleichwertige Alternativen angeboten, insbesondere Geflügel oder Rind. Damit bleibt die 
Versorgung mit zentralen Nährstoffen wie Eiweiß, Eisen und Vitamin B12 gewährleistet. 
Halal-Fleisch ist nicht Bestandteil des regulären Verpflegungsangebots. In begründeten 
Einzelfällen, etwa bei besonderen Anlässen, kann hiervon abgewichen werden. 
Entsprechende Angebote werden transparent gekennzeichnet. 
 
Lehnen Eltern den Verzehr von Fleisch grundsätzlich ab, erfolgt eine vegetarische 
Verpflegung. Diese basiert in der Regel auf Milchprodukten und Eiern und wird so 
ausgestaltet, dass der Nährstoffbedarf im Kindesalter gedeckt ist. 
 
Auf Ebene der einzelnen Einrichtungen besteht ein Entscheidungsspielraum hinsichtlich 
der Ausgestaltung des Speiseangebots. Die Kindertageseinrichtungen entscheiden im 
Rahmen ihrer Organisations- und Gestaltungsbefugnis eigenverantwortlich darüber, ob 
Schweinefleisch sowie daraus hergestellte Produkte Bestandteil des Verpflegungsangebots 
sind oder vollständig ausgeschlossen werden. Dabei sind die jeweiligen konzeptionellen, 
pädagogischen sowie organisatorischen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 
Entsprechende Angebote werden transparent gekennzeichnet. 
 
Bezogen auf das KuFZ Marßel gab und gibt es die Vorgabe, dass weder Schweinefleisch 
noch daraus hergestellte Produkte, wie z.B. Gelatine, verwendet werden durften bzw. 
dürfen.  
 
Zu Frage 3 
Zu möglichen rassistischen Motiven liegen derzeit keine belastbaren Erkenntnisse vor. 
 
Da der Vorfall bei der Polizei angezeigt wurde und sowohl strafrechtliche als auch 
dienstrechtliche Schritte eingeleitet wurden, können aufgrund des laufenden Verfahrens 
derzeit keine weiteren Details öffentlich kommuniziert werden. Auch intern wird der Fall 
eingehend geprüft. Zum jetzigen Zeitpunkt können noch keine weiteren Aussagen 
getroffen werden; auch damit keine weiteren Spekulationen befördert werden, die die 
Mitarbeitenden von Kita Bremen und die Familien weiter verunsichern würden. Der Senator 
für Kinder und Bildung verfolgt das Ziel, zum Schutz der Kinder, ihrer Familien und den 
Mitarbeitenden, den Sachverhalt vollständig aufzuarbeiten, damit Kita Bremen das 
Vertrauen der Familien in die Einrichtung zurückgewinnt. 
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Anfrage 15: Raser und Poser weiter auf dem Boulevard – Ergebnisse des 
Verkehrsversuchs noch immer noch nicht da? 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 6. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Aus welchen Gründen hat der Senat die Ergebnisse der Evaluation des Verkehrsversuchs 
im Bereich des Kommodore-Johnsen-Boulevards bislang nicht vorgelegt, obwohl die 
Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung in der 15. Sitzung des Ausschusses für 
Petitionen und Bürgerbeteiligung eine Veröffentlichung bereits für Herbst 2025 in Aussicht 
gestellt hatte? 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat über mögliche ursächliche Zusammenhänge 
zwischen dem Auftreten von „Raser- und Poser“-Aktivitäten im Bereich des Kommodore-
Johnsen-Boulevards und einem dort gelegenen Gastronomiebetrieb – insbesondere im 
Hinblick auf hierdurch ausgelöste Besucher- und Verkehrsströme – vor, und inwieweit 
wurden entsprechende Anwohnerbeschwerden bei der Konzeption sowie bei der laufenden 
Auswertung des Verkehrsversuchs berücksichtigt? 
 
3. Inwieweit sieht der Senat vor dem Hintergrund entsprechender Anwohnerbeschwerden, 
eines ablehnenden Votums des zuständigen Beirats sowie der im Rahmen des 
Verkehrsversuchs gewonnenen Erkenntnisse Anlass, die Situation im Umfeld des 
genannten Gastronomiebetriebs – insbesondere im Hinblick auf Außensitzplätze und 
Stellplatznachweise – zu überprüfen? 
 
Zu Frage 1: 
Hierbei handelt es sich um ein Missverständnis. Die Evaluation des Verkehrsversuchs im 
Bereich des Kommodore-Johnsen-Boulevards lief bis Herbst 2025, danach erfolgten 
Auswertung und Einordnung der gewonnenen Erkenntnisse. Hierzu ist das Ressort mit dem 
Petitionsausschuss im Austausch. Die Ergebnisse der ressortübergreifenden 
Gesamtauswertung werden dem Petitionsausschuss wie geplant im Juni 2026 vorgestellt.  
 
Zu Frage 2: 
Über mögliche ursächliche Zusammenhänge zwischen dem Auftreten von „Raser- und 
Poser“-Aktivitäten im Bereich des Kommodore-Johnsen-Boulevards und einem dort 
gelegenen, von der Fragestellerin nicht näher spezifizierten Gastronomiebetrieb können 
keine fundierten Schlüsse gezogen werden. Der Anlass für die Durchführung des 
Verkehrsversuchs in der Überseestadt bestand in den Beschwerden über eine erhebliche 
Lärmbelastung durch Raser und Poser, die von Anwohner:innen im Kommodore-Johnsen-
Boulevard und in der Überseepromenade geäußert wurde. 
 
Zu Frage 3: 
Dem Senat liegen verschiedene Beschwerden für den Kommodore-Johnsen-Boulevard aus 
den vergangenen Jahren vor. Hierbei handelte es sich vor allem um Beschwerden über 
eine erhebliche Lärmbelastung, die diversen Quellen zugeordnet werden können. Der 
Ordnungsdienst kontrolliert diesen Bereich regelmäßig und schreitet bei 
Ordnungsstörungen entsprechend ein. 
 
Im Zuge des bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens werden für den Betrieb 
von Außengastronomieflächen, sogenannten Freisitzen vor Gaststättenbetrieben nach § 2 
Abs. 1 Nr.2 BremLBO, Betriebszeiten angeordnet. Sollten die Betreibenden diese 
Betriebszeiten wiederholt nicht einhalten, wird ordnungsrechtlich eingeschritten. 
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Anfrage 16: Schlagloch- und Stolperfalle Senat Bovenschulte – wann werden die 
Oberneulander Landstraße und Mühlenfeldstraße saniert? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Simon Zeimke, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat den baulichen Zustand der Oberneulander Landstraße und 
Mühlenfeldstraße im Hinblick auf Verkehrssicherheit, Barrierefreiheit, Zustand der 
Fahrbahn, Rad- und Fußwege sowie Entwässerung, und welche kurzfristigen 
Unterhaltungsmaßnahmen (zum Beispiel Ausbesserungen, Flickarbeiten) wurden in den 
letzten fünf Jahren durchgeführt beziehungsweise sind für 2026/2027 vorgesehen?  
 
2. Welche mittelfristigen Sanierungs- oder Neugestaltungsmaßnahmen plant der Senat für 
die Oberneulander Landstraße und Mühlenfeldstraße, und wie sehen die zeitliche Planung 
und Priorisierung dieser Maßnahmen aus?  
 
3. Welche Haushaltsmittel sind für diese Maßnahmen eingestellt oder vorgesehen, in 
welchen Jahren sollen sie abgeflossen sein, und wie bewertet der Senat die 
Angemessenheit der Mittel im Verhältnis zum ermittelten Sanierungsbedarf? 
 
Zu Frage 1: 
Die Oberneulander Landstraße wie auch die Mühlenfeldstraße, werden regelmäßig 
kontrolliert, um Schäden schnellstmöglich zu beseitigen. Beide Straßen befinden sich 
damit aus Sicht des Senats grundsätzlich in einem verkehrssicheren Zustand. Er erkennt 
gleichwohl an, dass es sich dabei nicht um einen standardisierten Aufbau mit 
entsprechenden Nebenanlagen bzw. Entwässerungseinrichtungen handelt. Für die 
Oberneulander Landstraße ist dieses Jahr eine größere Erneuerungsmaßnahme im 
Bereich des Ökumenischen Gymnasiums vorgesehen. 
 
Zu Frage 2: 
Für die Oberneulander Landstraße ist die oben genannte Maßnahmen geplant. Die 
Erneuerung im Bereich der Schule ist zur Ferienzeit, voraussichtlich in den Herbstferien, 
vorgesehen. Für die Mühlenfeldstraße sind keine größeren Maßnahmen vorgesehen. 
 
Zu Frage 3: 
Den einzelnen Erhaltungsbezirken werden Haushaltsmittel für das gesamte 
Aufgabenspektrum der Erhaltung zugewiesen. Diese orientieren sich an der Länge des 
vorhandenen Straßennetzes. Die Erhaltungsmittel werden zumeist für kleinteilige 
Erhaltungsmaßnahmen wie zum Beispiel Schlaglochbeseitigungen eingesetzt und so die 
Aufrechterhaltung der Betriebs- und Verkehrssicherheit gewährleistet. Über die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel wird eine Bewertung erst infolge des bereits angekündigten 
Straßenzustandsberichtes, der Festlegung einer zweckmäßigen Zielstellung, wie dem 
angestrebten Erhaltungszustand, sowie einer ergänzenden und differenzierten Betrachtung 
zwischen Erhaltungs- und Neubaumaßnahmen möglich sein. 
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Anfrage 17: Schlagloch- und Stolperfalle Senat Bovenschulte – wann wird die 
Borgfelder Landstraße saniert? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Theresa Gröninger, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat den baulichen Zustand der Borgfelder Landstraße, Abschnitt 
zwischen Borgfelder Heerstraße und Wümme im Hinblick auf Verkehrssicherheit, 
Barrierefreiheit, Zustand der Fahrbahn, Rad- und Fußwege sowie Entwässerung, und 
welche kurzfristigen Unterhaltungsmaßnahmen (zum Beispiel Ausbesserungen, 
Flickarbeiten) wurden in den letzten fünf Jahren durchgeführt beziehungsweise sind für 
2026/2027 vorgesehen?  
 
2. Welche mittelfristigen Sanierungs- oder Neugestaltungsmaßnahmen plant der Senat für 
die Borgfelder Landstraße, Abschnitt zwischen Borgfelder Heerstraße und Wümme, und 
wie sehen die zeitliche Planung und Priorisierung dieser Maßnahmen aus?  
 
3. Welche Haushaltsmittel sind für diese Maßnahmen eingestellt oder vorgesehen, in 
welchen Jahren sollen sie abgeflossen sein, und wie bewertet der Senat die 
Angemessenheit der Mittel im Verhältnis zum ermittelten Sanierungsbedarf? 
 
Zu Frage 1: 
Die Borgfelder Landstraße wird regelmäßig kontrolliert, um Schäden schnellstmöglich zu 
beseitigen. Die Borgfelder Landstraße befindet sich damit aus Sicht des Senats 
grundsätzlich in einem verkehrssicheren Zustand. Großflächige Erhaltungsmaßnahmen 
sind derzeit nicht geplant. 
 
Zu Frage 2: 
Der Senat verweist auf die Antwort zu Frage 1. 
 
Zu Frage 3: 
Den einzelnen Erhaltungsbezirken werden Haushaltsmittel für das gesamte 
Aufgabenspektrum der Erhaltung zugewiesen. Diese orientieren sich an der Länge des 
vorhandenen Straßennetzes. Die Erhaltungsmittel werden zumeist für kleinteilige 
Erhaltungsmaßnahmen wie zum Beispiel Schlaglochbeseitigungen eingesetzt. Auf dieser 
Grundlage ist die Aufrechterhaltung der Betriebs- und Verkehrssicherheit gewährleistet. 
Über die Verhältnismäßigkeit der Mittel wird eine Bewertung erst infolge des bereits 
angekündigten Straßenzustandsberichtes, der Festlegung einer zweckmäßigen 
Zielstellung, wie der angestrebte Erhaltungszustand, sowie einer ergänzenden und 
differenzierten Betrachtung zwischen Erhaltungs- und Neubaumaßnahmen möglich sein. 
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Anfrage 18: Gespräche zwischen dem Senat und der Lufthansa 
Anfrage der Abgeordneten Susanne Grobien, Theresa Gröninger, 
Dr. Wiebke Winter und Fraktion der CDU 
vom 12. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Gespräche haben der Senat (auf Bürgermeister-, Senatoren- und 
Staatsräteebene) sowie die Geschäftsführung der Flughafen Bremen GmbH seit Beginn 
der 21. Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft mit Entscheidungsträgern der Lufthansa 
Group im Hinblick auf deren Pläne für den Flughafen Bremen geführt? 
 
2. Wann, wo, zwischen wem und mit welchem wesentlichen Inhalt fanden diese Gespräche 
jeweils statt, welche Erkenntnisse wurden daraus seitens des Senats und der 
Geschäftsführung im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit und Anbindung des Flughafens 
Bremen gewonnen, welche Schlussfolgerungen wurden daraus gezogen, und welche 
Schritte wurden daraufhin eingeleitet? 
 
3. Inwiefern, wann und mit welchem Ergebnis waren diese Pläne, Einschätzungen, 
Erkenntnisse und Maßnahmen Thema in Aufsichtsratssitzungen der Flughafen Bremen 
GmbH und ihrer Tochtergesellschaften? 
 
Vorbemerkung des Senats 
Der Flughafen Bremen steht auch unter Einbindung der Gremien in einem kontinuierlichen, 
ganzjährigen Dialog mit verschiedenen Fluggesellschaften wie der Lufthansa als den 
wesentlichen Kunden. Regelmäßige Gesprächsgegenstände sind dabei neben sehr 
kurzfristigen, operativen Themen wie beispielsweise dem Umgang mit kurzzeitigen 
Störungen, wetterbedingten Anpassungen, Streiks, Verspätungen und vielem mehr 
natürlich auch die mittel- und langfristigen Planungen. In diesen Gesprächen, die nicht 
immer festen Regularien und Abläufen folgen, sondern auch im Rahmen von 
Veranstaltungen, Messen und ähnlichem stattfinden, geht es immer wieder darum, 
bestehende Flugpläne zu optimieren, neue Routenpotenziale zu analysieren und 
strategische Weichenstellungen vorzunehmen.  
 
Aktuell sorgt die vorgezogene Auflösung der Lufthansa-Tochtergesellschaft CityLine für 
erhebliche Turbulenzen und unmittelbare Konsequenzen am Bremer Standort, wozu auf der 
führenden Ebene Schriftwechsel und auch direkte Austausche erfolgen. Grundsätzlich hat 
sich dabei gezeigt, dass der Mutterkonzern das abrupte Aus der Regionaltochter mit 
drastisch gestiegenen Kerosinkosten und den Folgen vorangegangener Tarifstreiks 
begründet. Spezifische Themen, die sich allein auf Bremen beziehen spielten bei der 
Konzern-Grundsatzentscheidung ganz offensichtlich keine, oder bestenfalls eine sehr 
untergeordnete Rolle.  
Nach der Veröffentlichung der Beendigung der City Line wurden die Kontakte nochmals 
intensiviert. Hier gab es zu keiner Zeit konkrete Aussagen zu Streckenstilllegungen, 
innerhalb des Lufthansa-Konzerns kursierten lediglich Gerüchte aller Art. 
 
Die Auswirkungen für den Flughafen Bremen und die Region durch den nun angekündigten 
Wegfall der Frankfurt-Route zum 1. Juli 2026 und damit die internationale Erreichbarkeit 
wiegen schwer, auch wenn als wichtigste Drehkreuz-Alternativen die Verbindungen nach 
München sowie Flüge nach Wien und Zürich verbleiben. Der Flughafen Bremen prüft 
derzeit in Gesprächen auch mit alternativen Airlines, wie die entstandene Lücke im 
Flugplan geschlossen und der erlittene Kapazitätsverlust ausgeglichen werden kann. 
 
Zu Frage 1: 
Die operative Verantwortung für den Flughafen Bremen liegt bei seiner Geschäftsführung 
sowie dem zuständigen Fachressort, der Senatorin für Wirtschaft, Häfen und 
Transformation. Der Bürgermeister hat in der Vergangenheit Kontakt zum 
Vorstandsvorsitzenden der Lufthansa gehabt, wenn es um ganz konkrete Auswirkungen für 
den Standort Bremen ging. Es gab Gespräche in Zeiten von Corona sowie rund um die 
Schließung der Lufthansa Aviation Training (LAT) am Flughafen Bremen. Nach der 
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Berichterstattung zur Streichung der Lufthansa-Verbindung Bremen – Frankfurt hat der 
Bürgermeister sich zusammen mit der Wirtschaftssenatorin mit einem gemeinsamen 
Schreiben direkt an den Vorstandsvorsitzenden gewandt und zudem in einem Telefonat 
um das Überdenken der Bremen betreffenden Entscheidung gebeten. 
 
Zwischen dem Flughafen und der Lufthansa besteht ein regelmäßiger Austausch, 
insbesondere mit der Lufthansa Airport Relation Management zweimal monatlich. In den 
letzten Monaten gab es hier keine Hinweise darauf, dass die Strecke Bremen – Frankfurt 
gefährdet sein könnte. 
 
Ebenso wurden auf den regelmäßigen Treffen bei Konferenzen wie der Routes Europe, 
Routes World oder ITB Berlin zuletzt Anfang März diesen Jahres, seitens Lufthansa auch 
auf Nachfrage gegenüber dem Flughafen keine Andeutungen auf Änderungen hinsichtlich 
der Verbindung Bremen – Frankfurt gemacht. Erst in der 17. KW diesen Jahres kamen 
Gerüchte aus dem Lufthansa Konzern auf, dass diese Verbindung gefährdet sein könnte. 
 
Auch die regelmäßigen Gespräche im Rahmen von Veranstaltungen des Bundesverbandes 
der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL) mit Ansprechpartner:innen des Bereiches 
Politik-Kommunikation und Luftfahrt-Konferenzen ergaben zu keiner Zeit Hinweise darauf, 
dass es zu einer Streichung der Frankfurt-Strecke kommen könnte. Der Tenor der 
Lufthansa war immer, dass alles geprüft wird und noch nichts entschieden wurde. 
 
Am 30.04.2026 gab es einen Austausch zwischen dem Lufthansa Bereich „Regulatory 
Affairs, Infrastructure“ und der Bremer Luftfahrtbehörde. Bei diesem Treffen informierten 
die Mitarbeitenden des Bereichs „Regulatory Affairs, Infrastructure“ über die Gefahr der 
Streckenstreichung und regten die Vorbereitung eines Schreibens des Hauses an 
Lufthansa an. Dazu ist es durch die Bekanntgabe der Streckenstreichung Bremen – 
Frankfurt durch Lufthansa nicht mehr gekommen. 
 
Seitens der Lufthansa lagen nicht nur keine Informationen vor, dass die Strecke akut 
gefährdet sei, sondern es lagen auch keine Angebote vor, wie eine mögliche Streichung 
ggf. verhindert werden könnte. Es gab hierzu keinerlei Absprachen mit Flughafen oder 
Wirtschaftsressort. Die Gespräche auf unterer Ebene mit der Luftfahrbehörde dienten zur 
Abstimmung über die notwendigen und festgelegten Entgelte, die durch bestimmte 
Kriterien determiniert sind.  
 
Am 15.05.2026 hat die Senatorin für Stadtentwicklung, Bau und Mobilität sich gemeinsam 
mit der Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation in einem Brief an die 
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie sowie den Bundesminister für Verkehr für den 
Erhalt der Lufthansa-Flugverbindung Bremen–Frankfurt eingesetzt und beide Ministerien 
gebeten, gegenüber der Deutschen Lufthansa AG nachdrücklich auf die Bedeutung dieser 
Verbindung für den Wirtschafts-, Technologie- und Logistikstandort Bremen hinzuwirken. 
In dem Schreiben wird die zentrale Bedeutung der Strecke für den Wirtschafts-, 
Technologie- und Logistikstandort Bremen sowie für die gesamte nordwestdeutsche 
Metropolregion dargelegt — insbesondere für die international ausgerichtete Raumfahrt- 
und Verteidigungsindustrie, die Automobil- und Zulieferbranche sowie die rund 5.000 
Passagierinnen und Passagiere, die die Verbindung Woche für Woche nutzen, um über das 
Drehkreuz Frankfurt 46 weltweite Ziele zu erreichen.  
 
Zu Frage 2: 
Um den Standort des Flughafens Bremen hat sich die Airport-Stadt auf einer Gesamtfläche 
von ca. 200 Hektar als Gewerbegebiet mit einem starken Schwerpunkt Luft- und 
Raumfahrt entwickelt. Dementsprechend gibt es heute zahlreiche wirtschaftliche 
Verflechtungen zwischen Betrieben in der Airport-Stadt und den Betrieben auf dem 
Flughafengelände (einschließlich des Geländes der Airbus Group). Darüber hinaus ist der 
Flughafen aufgrund der wirtschaftlichen Verflechtungen der Unternehmen und wegen des 
hohen Exportanteils der Bremer Wirtschaft von zentraler Bedeutung für den 
Wirtschaftsstandort Bremen insgesamt und darüber hinaus, denn viele Fluggäste kommen 
aus der Metropolregion Bremen Oldenburg im Nordwesten.  
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Schon vor dem Beginn der letzten Krisen mit der weltweiten Corona-Pandemie, dem Krieg 
in der Ukraine und seinen Folgen, unter anderem der Energiekrise und den massiven 
inflationsbedingten Kostensteigerungen, haben die Flughafen Bremen GmbH und ihre 
Tochtergesellschaften die wirtschaftliche Sanierung des Gesamtunternehmens zur 
Bewältigung der im Jahr 2019 eingetretenen wirtschaftlichen Unternehmensschieflage 
eingeleitet. Ziel war und ist es, den Flughafen Bremen mit einem attraktiven und 
wettbewerbsfähigen Angebot vor allem als Anbindung des Wirtschaftsstandortes an die 
großen europäischen Drehkreuze zu sichern. Neben eigenen erforderlichen 
Sanierungsmaßnahmen und Sanierungsbeiträgen der Stadtgemeinde Bremen z. B. in Form 
von Kostenübernahmen für den Brandschutz am Flughafen, wurde die Leistungsfähigkeit 
des Flughafens durch ein kontinuierliches Investitionsprogramm für die Erneuerung und 
Ertüchtigung der Flughafeninfrastruktur erhöht. Als Ergänzung zu den seit 2020 
umgesetzten Sanierungsmaßnahmen wurde zuletzt in 2025 das sogenannte 
Erbbaurechtsmodell umgesetzt, welches vorsah die betriebsnotwendigen Grundstücke an 
die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) zu verkaufen und durch die Bestellung 
eines Erbbaurechts den Flughafen weiterhin in die Lage zu versetzen, den Betrieb des 
Flughafens sicherzustellen. Seit 2025 läuft das Sanierungsprogramm BRE:start, das eng 
vom Aufsichtsrat begleitet wird, und bereits jetzt erste Erfolge erzielt hat. 
 
Die laufenden Gespräche mit der Lufthansa und anderen Airline-Kunden gaben keine 
konkreten Hinweise zur Wettbewerbsfähigkeit des Bremer Flughafens. Vielmehr wurde die 
Attraktivität des Standorts anerkannt, die gute Zusammenarbeit auf operativer Ebene 
gelobt. Kritisiert wurden stets die aus ihrer Sicht hohen staatlichen Kosten in Deutschland 
(Luftverkehrssteuer, Luftsicherheit, Deutsche Flugsicherung). 
Da der Flughafen infolge der zurückgegangen Passierzahlen nach Corona nicht 
kostendeckend arbeitete, wurde seitens der Geschäftsleitung und des Aufsichtsrats die 
dringende Notwendigkeit der Sanierung immer wieder gegenüber den Arbeitnehmer:innen 
betont. 
 
Im Kontext der Lufthansa Flugstreichungen wurde der Aufsichtsratsvorsitzende und damit 
auch die Fachaufsicht des Wirtschaftsressorts am späten Nachmittag des 8.5.2026 seitens 
der Geschäftsführung informiert. Am nächsten Morgen gab es vertiefte Gespräche mit 
Wirtschafssenatorin und Bürgermeister, um das weitere Vorgehen zu evaluieren.  
Neben Gesprächen mit der IHK wurden durch Bürgermeister Bovenschulte und Senatorin 
Vogt eine Reihe von Gesprächen mit Bremer Unternehmen geführt. In Folge dieser 
Gespräche wurde am 11.5.2026 ein gemeinsamer Brief an den Lufthansa Vorstand 
geschickt, in dem darum gebeten wurde, die Entscheidung aufgrund der enormen 
Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Norddeutschland nochmal zu überdenken. Auch 
der Aufsichtsrat war in Folge der Information im engen Austausch miteinander. Die IHK 
hat ihrerseits einen Brief an die Lufthansa Vorstand geschickt. Hier haben alle Akteure aus 
Politik und Wirtschaft vorbildlich zusammengewirkt. 
 
Der Bürgermeister hat sich in Abstimmung mit dem Wirtschaftsressort gleich am Montag 
um ein Gespräch mit dem Lufthansa Vorstand Herrn Spohr bemüht, das dann am Mittwoch, 
den 13.5.2026 stattgefunden hat. Vereinbart wurde, dass gemeinsam nach einer Lösung 
gesucht werden soll. Hierzu wurden bereits für die Woche ab dem 18.5.2026 konkrete 
Gespräche mit der Lufthansa Geschäftsführung verabredet. 
 
Zu Frage 3: 
Die jeweils aktuelle wirtschaftliche Entwicklung ebenso wie neue Chancen und Risiken 
werden in regelmäßigen monatlich stattfindenden Monitoringsitzungen zwischen 
Geschäftsführung (GF) und Teilen des Aufsichtsrates (AR) besprochen. Das AR-Monitoring 
ist keine AR-Sitzung, sondern ein monatliches Meeting mit der Arbeitgebendenseite und 
der GF, um die Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen des Programms BRE:start eng zu 
begleiten. In diesen Sitzungen, die vom Aufsichtsratsvorsitzenden initiiert wurden, geht es 
vornehmlich um die Berichterstattung zum Fortgang des BRE:start Programms. 
Der Flughafen Bremen GmbH informierte beim AR-Monitoringtermin vom 27. April 2026 
mit Blick auf die weltpolitische Lage und insbesondere den Irankonflikt wie folgt:  
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Umdruck Fragestunde Stadtbürgerschaft 

„Die voraussichtlichen Auswirkungen des Konfliktes sind u.a.: 
 

1. Airlines: deutlich steigende Kerosinpreise -> Erhöhung der Ticketpreise und 
Reduzierung des Flugangebotes. 

2. Wirtschaft: Steigende Produktionskosten -> Reduzierung der Dienstreisen. 
3. Benzin- und Ölpreise im privaten Bereich -> geringeres Haushalt-Budget der 

Kund*innen > Verzicht auf bzw. weniger Reisen. 
4. Zieldestinationen im Nahen Osten und im Umkreis werden nicht mehr angeflogen 

bzw. werden nicht mehr von Touristen gebucht. 
5. Allgemein hohe Kosten (Luftverkehrssteuer, Luftverkehrssischerungsgebühren) in 

Deutschland, die die Wettbewerbsfähigkeit im europäischen Vergleich gefährden.  
 
Die konkreten Folgen des Irankonfliktes können derzeit nicht abgeschätzt werden. Deshalb 
wurden Szenarien diskutiert. Diese berücksichtigen bereits die Umsetzung der BRE:start-
Maßnahmen bis 2026.  
  
Es werden mehrere Szenarien vorgestellt: Dazu gehören der aktuelle Status Quo (mit 
Grounding der Cityline), darüber hinausgehende Flugstreichungen der Airlines 
und Kerosinmangel an einigen Zielflughäfen. 
  
Der Flughafen hält es nicht für ausgeschlossen, dass Lufthansa perspektivisch 
deutschlandweit Frequenzen reduziert oder ganze Relationen streicht. Eine bis dato nicht 
angekündigte Streichung der Frankfurt-Strecke mit derzeit 5 täglichen Flügen würde das 
Jahresergebnis relevant verschlechtern. Die FBG schlägt daher vor, prophylaktisch über die 
Bremische Politik und mit Unterstützung der international agierenden Unternehmen durch 
Gespräche auf höchster Ebene die Lufthansa von einer möglichen Reduzierung von 
Destinationen und Frequenzen abzuhalten.  
 
Da seitens der anwesenden Aufsichtsratsmitglieder als plausibel angesehen wurde, dass 
diese Risiken in Verbindung mit den allgemein hohen Kosten in Deutschland auch für die 
Lufthansa entscheidungsrelevant sein könnten, wurde der Flughafen in der Sitzung 
beauftragt, eine Vorbereitung für flankierende Gespräche des Landes herzustellen. Die 
FBG hatte für die kommende AR-Sitzung zugesagt, die Situation im Detail darzustellen und 
ein mögliches Vorgehen vorzuschlagen, auf deren Grundlage die Politik agieren kann. Das 
politische Argument der Rolle Bremens im militärischen O-Plan Deutschland sollte die 
Argumentation zusätzlich unterstützen. 
  
Die Auswirkungen der allgemeinen Lage im Luftverkehr mit den sehr hohen 
Standortkosten in Deutschland können nur in geringem Umfang kompensiert werden. 
Sollte sich die Weltlage nicht verbessern, sind Maßnahmen, die deutlich über BRE:start 
hinausgehen, für eine nachhaltige Sanierung notwendig.  
 
Den anwesenden Mitgliedern des Aufsichtsrates wurden im Monitoring-Termin 
Informationen übermittelt, die aufzeigten, wie sich die Veränderung der Marktbedingung 
auf die Umsatzerlöse auswirken könnten. Zugleich wurde dargelegt, dass sowohl die 
Zahlungsfähigkeit als auch das Eigenkapital aktuell weiter gegeben sind, der 
Handlungsdruck jedoch deutlich erhöht ist und, dass die Flughafengesellschaft künftig so 
aufgestellt werden müsse, dass sie nachhaltig die Aufwendungen und Investitionen 
finanzieren kann. 
 
Als konkrete Absicht wurde sodann festgehalten, den gesamten Aufsichtsrat spätestens in 
der nächsten regulären Sitzung umfänglich zu informieren und auch vorzubereiten, zu 
welchem Zeitpunkt, auf welcher Ebene und mit welchen Ansprechpersonen das Land die 
Gespräche des Flughafens begleiten kann. Angedacht waren seitens des 
Wirtschaftsressorts solche Gespräche ab KW 21. Zum Zeitpunkt der Monitoring Sitzung 
lagen keine konkreten Hinweise auf die Streckenstreichung vor und wurde aufgrund der 
guten Auslastung auch von der GF nicht als akutes Risiko gesehen, das eine sofortige 
Aktion notwendig gemacht hätte. 


